
In Verbindung mit dem nahegelegenen Naturschutzgebiet 
„Haverforths Wiesen und Grützemachers Kanälchen“ bildet 
das NSG „Herrenwiese“ einen wichtigen Trittstein im lan-
desweiten Biotopverbund. 

Wichtige Ziele der Schutzgebietsausweisung sind die Erhal-
tung und Entwicklung von artenreichem Grünland als Le-
bensraum für gefährdete Tier- und Pflanzenarten sowie die 
Erhaltung und Entwicklung naturnaher mesotropher Klein-
gewässer und Feldgehölze als Trittsteinbiotop in einem in-
tensiv genutzten Umfeld. 

Mit dieser Verordnung werden die Vorgaben des Regional-
planes Münsterland mit der Darstellung eines „Bereiches 
für den Schutz der Natur“ konkretisiert und erfüllt.
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Präambel 

Die Verordnung umfasst das Naturschutzgebiet „Herren-
wiese“. Das 8,4 ha große Gebiet befindet sich in der Gemar-
kung Riesenbeck südlich des Ortsteils Riesenbeck der Stadt 
Hörstel, Kreis Steinfurt im Naturraum Ostmünsterland. 

Bei der Herrenwiese handelt es sich überwiegend um 
im öffentlichen Eigentum befindliches, wertvolles bzw. 
schutzwürdiges Grünland frischer, in Teilarealen feuchter 
bis nasser Ausprägung mit einer im Nordwesten angelegten 
Blänke. 

Südlich und östlich wird der Grünlandbereich von Wall
hecken und Feldgehölzen gekennzeichnet.

Südwestlich des Grünlandbereiches schließt sich ein Bio-
topkomplex aus Kleingewässern, Grünlandbrache sowie ei-
nem Feldgehölz an. 
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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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	 c)	� Bürgermeister der Stadt Hörstel 
Kalixtusstraße 6 
48477 Hörstel

 
§ 2 

Schutzzweck und Schutzziel
(1)	�Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-

schutzgebiet gemäß § 23 BNatSchG ausgewiesen.

(2)	�Die Unterschutzstellung erfolgt

	 a)	�� zur Erhaltung, Entwicklung sowie zur Wiederher-
stellung von Lebensgemeinschaften und Lebensstät-
ten wildlebender landschaftsraumtypischer Tier- und 
Pflanzenarten, insbesondere zur Erhaltung und Ent-
wicklung von seltenen und gefährdeten Pflanzenge-
sellschaften des offenen Wassers sowie des extensi-
ven Grünlandes;

	 b)	�� zur Erhaltung von wertvollen Pflanzengesellschaften 
des Feucht- und Nassgrünlandes;

	 c)	�� zur Erhaltung und Entwicklung der naturnahen nach 
§ 42 LNatSchG geschützten Kleingewässer sowie 
der Feldgehölze als Trittsteinbiotope;

	 d)	�� wegen der Bedeutung des Gebietes als Refugium für 
wildlebende Tiere und Pflanzen und Teil eines Bio-
topverbundkomplexes in einer durch anthropogene 
Nutzung geprägten Umgebung;

	 e)	�� zur Sicherung des Naturhaushalts u.a. mit Vorkom-
men schutzwürdiger Grundwasserböden und zur 
Abwehr schädlicher Einwirkungen und negativer 
Veränderungen ökologischer Zusammenhänge

	 f)	� als Bestandteil eines Biotopverbundes mit landes-
weiter Bedeutung.

(3)	�Die über die Verordnungsdauer hinausgehende langfris-
tige Zielsetzung für das Gebiet umfasst den Erhalt eines 
naturraumtypischen Biotopkomplexes mit permanent 
Wasser führenden, naturnahen Stillgewässern inklusive 
ihrer Verlandungsstadien und ihre Entwicklung als Le-
bensraum für Amphibien, Libellen, Wasservögel sowie 
die Entwicklung von artenreichem Feuchtgrünland als 
Lebensraum von Wiesenvogel-Lebensgemeinschaften 
und den Erhalt von Feldgehölzen als Trittsteinbiotop 
in einem intensiv ackerbaulich genutzten Umfeld. Zur 
Sicherung eines naturraum- und standorttypischen Was-
ser- und Nährstoffhaushaltes sind Grundwasserabsen-
kung und Eutrophierung zu vermeiden. 

 
§ 3 

Allgemeine Verbotsregelungen
(1)	�Nach § 23 Abs. 2 BNatSchG sind in dem Naturschutz-

gebiet alle Handlungen insbesondere nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen dieser Verordnung verboten, 
die zu einer nachhaltigen Störung oder zu einer Zer-
störung, Beschädigung oder Veränderung des Natur-
schutzgebietes oder seiner Bestandteile führen können 
(Verschlechterungsverbot). Gleiches gilt für Handlun-
gen außerhalb des Naturschutzgebietes, die sich auf das 
Naturschutzgebiet entsprechend auswirken können.

(2)	�In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verboten:

	 1.	� bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren 
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich 
ist;

			   Begriffsbestimmung:
			�   Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung 

sind die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen 2016 (Landesbauordnung - 
BauO NRW) vom 15.12.2016 (GV. NRW. 2016, 
Nr. 45, S. 1161 ff) in der jeweils geltenden Fassung 
definierten Anlagen. Hierzu zählen auch Stege, 

§ 6	 Nicht betroffene Tätigkeiten
§ 7	 Befreiungen
§ 8	 Gesetzlich geschützte Biotope
§ 9	 Bußgeld- und Strafvorschriften
§ 10	Verfahrens- und Formvorschriften 
§ 11	Inkrafttreten

Anlagen
Anlage I: Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000
Anlage II: Detailkarte im Maßstab 1 : 5 000

 
Rechtsgrundlagen
Aufgrund 

-	� des § 43 Abs. 1 und 3 des Gesetzes zum Schutz der Na-
tur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzgesetz 
- LNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), das durch das Gesetz vom 
15.11.2016 (GV.NRW.S. 934) neu gefasst worden ist, in 
Verbindung mit §§ 23 und 32 des Gesetzes über Natur-
schutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-
setz - BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl 
S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434)

-	� der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und Be-
fugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördenge-
setz - OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.05.1980 (GV. NW. S. 528), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 Drittes ÄndG vom 06.12.2016 (GV. NRW. S. 1062), 

-	� des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994 (GV. 
NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert durch 
Art. 25 des Gesetzes zum Schutz der Natur in Nord-
rhein-Westfalen und zur Änderung anderer Vorschriften 
vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 934),

wird verordnet:

 
§ 1 

Schutzgebiet 
(1)	�Das Naturschutzgebiet „Herrenwiese“ ist 8,4 ha groß 

und liegt auf dem Gebiet der Stadt Hörstel, Kreis Stein-
furt.

	� Das Naturschutzgebiet umfasst die Flächen: Gmk. Rie-
senbeck, 

	� Flur 52, Flurstück 77
	� Flur 54, Flurstücke 7 tlw., 9, 12 tlw., 95 und 116. 

	� Bei Flur 54, Flurstück 9 tlw. handelt es sich um vegetati-
onskundlich wertvolles Grünland (s. Anlage II).

	 Die Lage des Gebietes ist in der Karte

	 -	 im Maßstab 1 : 25 000 (Anlage I, Übersichtskarte) 

	 und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte

	 -	 im Maßstab 1 : 5 000 (Anlage II, Detailkarte)

	 dargestellt.

	� Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Verord-
nung. 

(2)	�Diese Verordnung mit Anlagen kann während der 
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den: 

	 a)	� Bezirksregierung Münster  
- Höhere Naturschutzbehörde -  
Dienstgebäude Emil-Werth-Haus 
Nevinghoff 22 
48147 Münster 

	 b)	� Landrat des Kreises Steinfurt  
- Untere Naturschutzbehörde -  
Tecklenburger Straße 10 
48565 Steinfurt 
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	 10.	�die Gewässer einschließlich ihrer Ufer zu verändern, 
zu beseitigen, in eine intensivere Nutzung zu über-
führen oder hinsichtlich ihrer sonstigen Eigenschaf-
ten nachteilig zu verändern;

	 11.	�Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische, 
chemische und biologische Veränderungen durchzu-
führen, die die Beschaffenheit bzw. die Ökologie der 
Gewässer beeinträchtigen können;

	 12.	�im Gewässer zu baden oder Eisflächen zu betreten 
bzw. zu befahren;

	 13.	�Straßen, Wege und Plätze einschließlich ihrer Ne-
benanlagen anzulegen;

	 14.	�die Flächen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch 
für das Befahren mit Fahrrädern), auf ihnen zu reiten 
sowie Fahrzeuge dort abzustellen;

			   Unberührt bleiben:

			   a)	� das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten;

			   b)	� das Betreten im Rahmen der ordnungsgemä-
ßen Ausübung der Jagd und für Maßnahmen 
des Jagdschutzes sowie das Befahren zur Ver-
sorgung des kranken oder verletzten Wildes ge-
mäß § 22 a Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) 
vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 2849) in der je-
weils gültigen Fassung und zur Bergung des 
erlegten Wildes;

			   c)	� das Betreten und Befahren zur Durchführung 
behördlicher Überwachungsaufgaben und Un-
terhaltungsmaßnahmen;

	 15.	�Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen.

			�   Unberührt bleibt der Einsatz von Jagdhunden im 
Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung der 
Jagd, jedoch nicht für die Ausbildung von Jagd-
hunden.

	 16.	�Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkul-
turen, wie z. B. Weihnachtsbaum-, Schmuckreisig-
kulturen, Kurzumtriebsplantagen oder Baumschulen 
anzulegen;

	 17.	�Wiederaufforstungen von Gehölzen mit nicht zur 
potentiell natürlichen Vegetation gehörenden Pflan-
zen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial ungeeigneter 
Herkunft zu verwenden;

	 18.	�die chemische Behandlung von Holz oder anderen 
Materialien im Schutzgebiet vorzunehmen;

	 19.	�Bäume mit Horsten, Höhlenbäume oder Totholz zu 
fällen oder auf andere Weise zu entfernen;

			   �Unberührt bleiben Maßnahmen der Verkehrssiche-
rung unter Beachtung des Artenschutzes;

	 20.	�wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, 
sie mutwillig zu beunruhigen, zu fangen, zu verlet-
zen oder zu töten; ihre Entwicklungsformen sowie 
ihre Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur 
zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören und 
diese Tiere durch Lärmen, Aufsuchen, Fotografieren, 
Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören; 

			   �Unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung 
der Jagd, soweit dies nicht nach dem § 4 dieser 
Verordnung eingeschränkt oder verboten ist;

	 21.	�Bäume, Sträucher oder wild wachsende Pflanzen 
und ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu ent-
nehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder 
zu zerstören (dazu gehört auch das Sammeln von 
Beeren oder Pilzen); 

Camping- und Wochenendhausplätze, Viehhütten, 
Jagdkanzeln, offene Hochsitze und Ansitzleitern, 
sowie öffentliche und private Verkehrsanlagen, 
Wege und Plätze einschließlich deren Nebenanla-
gen.

			   �Unberührt bleibt die Errichtung von Ansitzleitern 
sowie die Wiederherstellung oder der Ersatz be-
stehender Ansitzleitern in der Zeit vom 15.07. bis 
01.03.;

			   Ausnahme:
			�   Für die Errichtung von Viehhütten, offenen Hoch-

sitzen und Jagdkanzeln (einschließlich mobiler 
Jagdkanzeln) erteilt die Untere Naturschutzbe-
hörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung, 
soweit diese nach Standort und Gestaltung dem 
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen ste-
hen; 

	 2.	� Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und 
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen, zu ändern oder 
zu unterhalten; 

		  Ausnahme:
		�  Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-

gen sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06. wäh-
renden Brutzeit ausgenommen, sofern die Maßnah-
me der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises 
Steinfurt vorher angezeigt wird und diese nicht bin-
nen eines Monats hiergegen Bedenken erhebt.

	 3.	� Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder zu 
ändern;

			   �Unberührt bleibt die Errichtung ortsüblicher Wei-
dezäune sofern keine Befestigung an Bäumen er-
folgt; 

	 4.	� Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen 
oder zu verändern;

			   �Unberührt bleibt die Erneuerung bestehender 
Hinweistafeln in bestehender Art und Größe, die 
Errichtung oder das Anbringen behördlich geneh-
migter Schilder oder Beschriftungen soweit sie 
ausschließlich auf den Schutzzweck des Gebietes 
hinweisen oder als Orts- und Verkehrshinweise, 
Wegmarkierungen oder Warntafeln dienen;

	 5.	� Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Warenauto-
maten, Zelte oder ähnliche, dem zeitweiligen Auf-
enthalt von Menschen oder Sachen dienende Anla-
gen aufzustellen; Wohnwagen, Wohnmobile oder 
Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für sie 
anzulegen;

	 6.	� Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzulegen, zu la-
gern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu machen;

	 7.	� Anlagen für den Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- oder 
Modellflugsport zu errichten;

	 8.	� Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft-, und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art 
zu betreiben. Hierunter fallen auch unbemannte 
Luftfahrtsysteme und Flugmodelle (Drohnen);

	 9.	� Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt des 
Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen so-
wie den Grundwasserstand abzusenken (z.B. durch 
Neuanlage von Gräben oder Dränagen);

			   �Unberührt bleibt die Unterhaltung bestehender 
Dränagen, Gräben und Gewässer soweit die ent-
wässernde Wirkung bzw. Vorflut dabei nicht über 
das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen Unter-
schutzstellung (Verordnung vom 23.12.1996) hin-
aus verändert wird;
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§ 5 
Landwirtschaftliche Regelungen

(1)	�Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann - außer auf 
den vegetationskundlich wertvollen Flächen - entspre-
chend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis in 
bisheriger Art und bisherigem Umfang fortgeführt wer-
den. 

	� Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung, die über die in den §§ 3 und 5 dieser Verordnung 
aufgeführten Einschränkungen hinausgehen und die zur 
Herstellung oder Wiederherstellung von Lebensgemein-
schaften im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben 
freiwilligen Vereinbarungen mit den betroffenen Land-
wirten vorbehalten.

	� § 4 LNatSchG ist zu beachten.

(2)	�Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

	 1.	� Dauergrünland umzuwandeln oder umzubrechen.

		  �Unberührt bleiben Pflegeumbrüche und Wiederein-
saaten auf Flächen, die nicht als vegetationskundlich 
wertvoll ausgewiesen sind, nach vorangegangener 
Anzeige bei der Unteren Naturschutzbehörde. Die 
Anzeige muss mindestens vier Wochen vor Durch-
führung der Maßnahme erfolgen.

		�  Begriffsbestimmungen:

		  �Dauergrünland sind Wiesen- und Weideflächen, 
die durch Einsaat von mehreren Grassaaten oder 
auf natürliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von 
Gras oder anderen Grünfutterpflanzen genutzt wer-
den und mindestens fünf Jahre nicht Bestandteil der 
Fruchtfolge des landwirtschaftlichen Betriebes wa-
ren.

		  �Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Verände-
rung von Grünland oder Brachflächen in Acker oder 
eine andere Nutzungsart. 

	 2.	� Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel, 
organische und chemische Düngemittel, Silage und 
Futtermittel sowie andere landwirtschaftliche Stoffe 
und Geräte im Gebiet zu lagern;

	 3.	� Pflanzenschutz- oder Schädlingsbekämpfungsmit-
tel sowie Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf 
Brachflächen anzuwenden;

	 4.	� Pflanzenschutzmittel auf Grünlandflächen anzuwen-
den;

		  Ausnahme:
		�  Im Einzelfall kann die Untere Naturschutzbehör-

de auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung für 
eine punktuelle Beseitigung von Unkräutern z. B. 
Acker-Kratzdistel oder Stumpfblättrigem Ampfer 
erteilen.

	 5.	� die Pflanzendecke abzubrennen;

	 6.	� Grünland in der Zeit vom 01.03. bis 15.07. eines 
Jahres zwischen Sonnenuntergang und Sonnenauf-
gang zu bewirtschaften;

	 7.	� bei der Mahd auf Grünflächen ab 1 Hektar von außen 
nach innen zu mähen;

	 8.	� Maßnahmen im Rahmen der Frühjahrsarbeiten 
(Schleppen und Walzen) nach dem 15.3. eines Jahres 
auf Grünlandflächen vorzunehmen, die zur Siche-
rung der Bestände von gefährdeten bodenbrütenden 
Vogelarten ausgewiesen werden bzw. hierfür von 
Bedeutung sind.

		  Ausnahme:

		�  Für Grünflächen, auf denen nachweislich in den zu-
rückliegenden zwei Jahren keine gefährdeten boden-

			   �Unberührt bleibt die ordnungsgemäße Forstwirt-
schaft unter Beachtung von Nr. 18

	 22.	�Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder 
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, an-
zusiedeln bzw. auszusetzen;

			   Unberührt bleiben:

			   a)	� die ordnungsgemäße Forstwirtschaft unter Be-
achtung der Nrn. 15 und 16

			   b)	� die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei, 
sofern die Standorte für das Aufstellen von 
Bienenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen 
Anlagen mit der Unteren Naturschutzbehörde 
abgestimmt sind.

	 23.	�Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen sowie andere die Bodengestalt verän-
dernde Maßnahmen durchzuführen und Boden- oder 
Gesteinsmaterial zu entnehmen, zu gewinnen oder 
aus dem Gebiet zu entfernen;

	 24.	�Pflanzenschutzmittel (inklusive Schädlingsbekämp-
fungsmittel und Bodenbehandlungsmittel) oder 
sonstige Biozide, Düngemittel, einschließlich Kalk 
kurzfristig oder dauerhaft zu lagern;

	 25.	�Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfälle), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie 
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe 
oder landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet 
sind das Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu 
beeinträchtigen oder zu gefährden, kurzfristig oder 
auf Dauer zu lagern, auf- bzw. einzubringen, in Ge-
wässer oder in das Grundwasser einzuleiten oder 
sich ihrer in anderer Weise zu entledigen.

	 26.	�bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte 
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmit-
teln (inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und 
Bodenbehandlungsmittel) oder sonstigen Bioziden 
zu behandeln, zu düngen oder zu kalken;

			   �Unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flä-
chen, die im Rahmen landwirtschaftlicher Förder-
programme (z. B. Flächenstilllegungsprogramm) 
zur Zeit des Inkrafttretens dieser Verordnung nicht 
genutzt werden, nach Ablauf der vertraglichen Re-
gelung, soweit darauf ein Anspruch besteht.

 
§ 4 

Jagdliche Regelungen

Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 dieser Verordnung 
hinaus ist es verboten:

1.	� Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wildäcker 
oder Wildfütterungsplätze anzulegen;

2.	� Wildfütterungen - auch in Notzeiten - und Kirrungen 
vorzunehmen;

	 Ausnahme:
	� Die Untere Naturschutzbehörde erteilt in begründeten  

Einzelfällen auf Antrag eine Ausnahme, sofern Schutz
zweck und Schutzziel nicht entgegenstehen.

3.	� jagdbare Tiere auszusetzen;

4.	� die Fallenjagd auszuüben und „Kunstbauten“ (z. B. zur 
Fuchsbejagung) anzulegen;

	 Ausnahme:
	� Die Untere Naturschutzbehörde erteilt auf Antrag für 

das Aufstellen von Lebendfallen eine Ausnahme, so-
fern Standort und Anzahl sowie der Zeitpunkt dem 
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegenstehen.

5.	� die Jagd auf Federwild in der Zeit vom 15.01. - 15.10. 
auszuüben und Bleischrot zu verwenden.
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Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu vereinbaren ist. 

(2)	�Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen 
werden. § 15 Abs. 1 bis 4 und 6 sowie § 17 Abs. 5 und 
7 BNatSchG finden auch dann Anwendung, wenn kein 
Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 
BNatSchG vorliegt. 

Im Falle des § 15 Abs. 6 BNatSchG gilt § 31 LNatSchG 
entsprechend.

 
§ 8 

Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen der §§ 30 BNatSchG und 42 LNat-
SchG über die gesetzlich geschützten Biotope bleiben von 
den Bestimmungen dieser Verordnung unberührt.

 
§ 9 

Bußgeld- und Strafvorschriften

(1)	�Ordnungswidrig im Sinne von § 77 Abs. 1 LNatSchG 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Ver-
bote dieser Verordnung verstößt. 

(2)	�Nach § 78 Abs. 1 LNatSchG können Ordnungswidrig-
keiten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EUR geahn-
det werden. 

(3)	�Unabhängig von den Regelungen des Landesnatur-
schutzgesetzes finden die Regelungen der §§ 69 und 
71 BNatSchG sowie des § 329 Abs. 3 - 6 Strafgesetz-
buch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen 
Fassung Anwendung. 

 
§ 10 

Verfahrens- und Formvorschriften

Gemäß § 43 Abs. 4 Satz 2 LNatSchG wird auf § 43 Abs. 4 
Satz 1 LNatSchG hingewiesen:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des 
Landesnaturschutzgesetzes und des Ordnungsbehörden-
gesetzes kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

a)	� die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet wor-
den oder 

b)	� der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Be-
zirksregierung Münster - Höhere Naturschutzbehörde - 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

 
§ 11 

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft. 

Münster,           2018� Bezirksregierung Münster 
-Höhere Naturschutzbehörde - 

-51.1-010-ST/2009.0028  
NSG Herrenwiese

Dorothee Feller
Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 365-371

brütenden Vogelarten gebrütet haben, kann die Un-
tere Naturschutzbehörde auf Antrag eine Ausnahme 
erteilen.

(3)	�Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es bei 
den im Anhang dargestellten vegetationskundlich wert-
vollen Grünlandflächen verboten:

	 1.	� die vegetationskundlich wertvollen Grünlandflächen 
mehr als 2-mal jährlich zu mähen;

	 2.	� auf vegetationskundlich wertvollen Grünlandflächen 
Nachsaaten vorzunehmen; dies gilt für jedwede Aus-
bringung von Saatgut im Sinne von Grünflächener-
neuerung;

		  Ausnahme:

		�  Im Einzelfall kann die Untere Naturschutzbehörde 
bei unerwarteten Beeinträchtigungen der Grasnarbe 
z. B. bei Tipula-Befall auf Antrag eine Ausnahmege-
nehmigung erteilen. 

 
§ 6 

Nicht betroffene Tätigkeiten
Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben: 

1.	� von der Unteren Naturschutzbehörde angeordnete, ge-
nehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen;

2.	� die zur Abwendung von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung eines 
Notstandes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger der 
Maßnahmen hat die Untere Naturschutzbehörde unver-
züglich zu unterrichten;

3.	� sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig 
ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung und 
Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz bestehender 
Anlagen, sofern diese Verordnung keine andere Rege-
lung enthält (für die Wartung und Unterhaltung von Ver-
sorgungsleitungen, siehe insbesondere § 3 Abs. 2 Nr. 2 
dieser Verordnung); 

4.	� die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen. 
Zeitpunkt und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der 
Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen;

5.	� die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG i.V.m. § 25 
Abs. 1 LJG-NRW in der jeweils geltenden Fassung unter 
Beachtung der Regelungen in den §§ 3 und 4 dieser Ver-
ordnung;

6.	� die Durchführung von Exkursionen sowie wissenschaft-
lichen, bodenkundlichen, geologischen und ökologi-
schen Untersuchungen nach vorheriger Abstimmung mit 
der Unteren Naturschutzbehörde;

	 Hinweis:

	� Diese Unberührtheit ersetzt nicht die erforderliche In-
formation und das evtl. notwendige Einverständnis des 
Flächeneigentümers. Die Rechte des Eigentümers wer-
den durch diese Regelung nicht berührt.

 
§ 7 

Befreiungen
(1)	�Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere 

Naturschutzbehörde nach § 67 BNatSchG auf Antrag 
Befreiung erteilen, wenn

	 a)	� dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen 
Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirt-
schaftlicher Art, notwendig ist 

	 oder 

	 b)	� die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu 
einer unzumutbaren Belastung führen würde und die 
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252	�� Genehmigung und Bekanntmachung der öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadt 
Münster und 12 niederländischen Gemeinden 
zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit bei 
der Wahrnehmung der hoheitlichen Aufgabe der 
Abfallentsorgung

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen der Stadt Münster und 12 niederländischen Gemein-
den über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit bei der 
Wahrnehmung von hoheitlichen Aufgaben der Abfallent-
sorgung habe ich mit Verfügung vom heutigen Tage gemäß 
§ 24 Absatz 2 des Gesetzes über die kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG NRW) in Verbindung mit dem Abkom-
men zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem Land 
Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen und dem 
Königreich der Niederlande über grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften und anderen 
öffentlichen Stellen genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht.

Die Vereinbarung tritt am 01.01.2019 in Kraft.

Münster, den 13. Dezember 2018
Bezirksregierung Münster

Az.: 31.1.25-089/2018.0002

Dorothee Feller

































Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 372-388
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Mit Beschluss vom 8. Dezember 2017 hat der Rat der Stadt 
Ibbenbüren den Bau- und Servicebetrieb Ibbenbüren mit der 
Sammlung von Altkleidern und Altschuhen im Stadtgebiet 
von Ibbenbüren beauftragt. Gemäß Ratsbeschluss kann der 
Bau- und Servicebetrieb Ibbenbüren die Sammlung von Alt-
kleidern und Altschuhen selbsttätig durchführen, oder aber 
diese im Rahmen einer Dienstleistungskonzession an Dritte 
vergeben. Die Vergabe der Dienstleistungskonzession ist ge-
rade in der Vorbereitung.

Daher schließen der Kreis Steinfurt und die Stadt Ibbenbü-
ren gem. §§ 1 und 23 Abs. 1 Alt. 1, Abs. 2 Satz 1 des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) NRW 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 01. Oktober 1979 
(GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 
Januar 2018 (GV. NRW. S. 90), i.V.m. § 5 Abs. 6 und Abs. 
7 LAbfG nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
über die Behandlung und Verwertung von Alttextilien aus 
Privathaushalten.

Ziel ist eine qualitativ hochwertige Aufgabenwahrnehmung 
der Abfallentsorgung zur langfristigen Gewährleistung der 
Entsorgungssicherheit, nachhaltige Verbesserung des Um-
welt- und Klimaschutzes sowie der Ressourceneffizienz.

§ 1

(1)	�Ab dem 1. Januar 2019 überträgt der Kreis Steinfurt der 
Stadt Ibbenbüren für deren Stadtgebiet gem. § 23 Abs. 1 
Alt. 1, Abs. 2 Satz 1 GkG i.V.m. § 5 LAbfG delegierend 
die Behandlung und Verwertung von Alttextilien aus 
privaten Haushalten, die im Rahmen der eingerichteten 
Erfassungsstrukturen erfasst werden. Die Aufgabe der 
kommunalen Alttextiliensammlung, -behandlung und 
-verwertung übernimmt damit die Stadt Ibbenbüren in 
ihrer alleinigen Zuständigkeit und ist hierfür insoweit 
allein verantwortlich.

(2)	�Die Stadt Ibbenbüren weist dem Kreis Steinfurt kosten-
frei jährlich in überprüfbarer Form (z.B. Lieferscheine) 
nach, welche Mengen angefallen sind und wo diese be-
handelt/verwertet wurden.

§ 2

(1)	�Die Personal- und Sachaufwendungen werden von der 
Stadt Ibbenbüren getragen.

	� Als angemessene Entschädigung im Sinne des § 23 
Abs. 4 GkG NRW verbleiben die Einnahmen/Erträge, 
die sich aus der Behandlungs-, Verwertungs- oder Ver-
marktungstätigkeit ergeben, in vollem Umfang bei der 
Stadt Ibbenbüren. Eine darüber hinausgehende Entschä-
digungsleistung wird nicht vereinbart.

(2)	�Sollte der Kreis Steinfurt aus der unter § 1 übertrage-
nen Aufgabe heraus zur Körperschafts-, Gewerbe- oder 
Umsatzsteuer herangezogen werden, sind diese Steuern 
von der Stadt Ibbenbüren zu tragen. Für evtl. Schäden 
im Rahmen der Aufgabenübernahme haftet die Stadt Ib-
benbüren.

§ 3

(1)	�Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung gilt ab dem 1. 
Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2023. Sie verlängert 
sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn nicht unter Be-
achtung einer einjährigen Kündigungsfrist mit Wirkung 
zum 31. Dezember des Folgejahres, erstmalig jedoch 
zum 31. Dezember 2020, gekündigt wird.

(2)	�Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung 
oder deren Kündigung bedürfen derSchriftform.

253	�� Genehmigung und Bekanntmachung einer öf-
fentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem 
Kreis Steinfurt und der Stadt Ibbenbüren

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Steinfurt und der Stadt Ibbenbüren zur 
Übertragung der Behandlung und Verwertung von Alttexti-
lien aus privaten Haushalten für das Stadtgebiet der Stadt 
Ibbenbüren habe ich mit Verfügung vom heutigen Tage ge-
mäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GKG NRW bekannt gemacht.

Die Vereinbarung tritt am 01.01.2019 in Kraft.

Münster, den 12. Dezember 2018

Bezirksregierung Münster
� Az.: 31.1.25-085/2018.0002

Im Auftrag
Gez. Wellmann

 
 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen

der Stadt Ibbenbüren, vertreten durch den  
Bürgermeister

- nachstehend „Stadt Ibbenbüren“ genannt - und
dem Kreis Steinfurt, vertreten durch den Landrat

- nachfolgend „Kreis Steinfurt“ genannt-

 
Präambel

Der Kreis Steinfurt und die Stadt Ibbenbüren arbeiten seit 
Jahren auf interkommunaler Ebene im Bereich der Abfall-
wirtschaft gut zusammen.

Im Stadtgebiet Ibbenbüren werden die Alttextilien (Ab-
fallschlüssel 20 01 10 und 20 01 11 gemäß Anlage 1 der 
Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis - AVV 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Dezember 
2001 (BGBl. I S. 3379), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
17.07.2017 (BGBl. I S. 2644, 2646)) aus privaten Haushal-
ten im Bringsystem über Sammelcontainer von verschiede-
nen Drittanbietern eingesammelt.

Nach § 5 LAbfG umfasst die Entsorgungspflicht des Krei-
ses Steinfurt unter anderem die Behandlung und Verwertung 
von Abfällen aus privaten Haushalten. Hiervon sind auch 
Alttextilien erfasst, soweit diese nicht von einer gewerbli-
chen oder gemeinnützigen Sammlung im Sinne von §§ 17 
und 18 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) erfasst 
werden.

Der Kreis Steinfurt bzw. die von ihm beauftragte Entsor-
gungsgesellschaft Steinfurt mbH führen zum Zeitpunkt des 
Abschlusses dieser Vereinbarung keine eigene Behandlung 
oder Verwertung von Alttextilien durch. Für die Geltungs-
dauer dieser Vereinbarung ist die Aufnahme dieser Tätigkeit 
auch nicht beabsichtigt.

Gemäß § 5 Abs. 6 LAbfG kann der Kreis Steinfurt Entsor-
gungsaufgaben einvernehmlich schriftlich auf kreisangehö-
rige Kommunen übertragen.

Für die Zeit ab dem 1. Januar 2019 möchten die Vertrags-
partner eine Vereinbarung in Bezug auf die künftige Be-
handlung und Verwertung von Alttextilien treffen. Dies ist 
erforderlich, da die Stadt Ibbenbüren bzw. der für die Ein-
sammlung zuständige öffentlich-rechtliche Entsorgungsträ-
ger (Bau- und Servicebetrieb Ibbenbüren) beabsichtigt, ne-
ben der Einsammlung auch die Behandlung und Verwertung 
von Alttextilien aus privaten Haushalten ab dem 1. Januar 
2019 in eigener Zuständigkeit durchzuführen.
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§ 1 Vertragszweck

Die Gemeinde Metelen und der Kreis Steinfurt schließen 
diese Vereinbarung, um bei der Aufgabe des „betrieblichen 
Eingliederungsmanagements“ (BEM) interkommunal und 
vertrauensvoll zusammenzuarbeiten. Ziel ist es, die Aufga-
be des BEM effizient, termingerecht und vertraulich durch-
zuführen. Die Personalhoheit der Gemeinde Metelen wird 
durch die Zusammenarbeit bei der Aufgabenwahrnehmung 
nicht berührt.

§ 2 Vertragsgegenstand

(1)	�Der Kreis Steinfurt verpflichtet sich, einen Teil der Auf-
gabe des betrieblichen Eingliederungsmanagements  
(§ 167 Abs. 2 SGB IX) für die Gemeinde Metelen durch-
zuführen (mandatierende Aufgabenübertragung gemäß 
§ 23 Abs. 1 Alt. 2, Abs. 2 Satz 2 GkG NRW). Konkret 
übernimmt ein Mitarbeitender des Kreises Steinfurt das 
Führen von Erstgesprächen, bei Bedarf die Moderati-
on weiterer Gespräche, bei Bedarf ein Bilanzgespräch 
(ggfs. auch telefonisch) sowie die Fertigung von Ge-
sprächsprotokollen. Hierzu wird der/die Mitarbeitende 
des Kreises Steinfurt als BEM-Beauftragte/r der Ge-
meinde Metelen bestellt.

(2)	�Die Initiative zur Durchführung des betrieblichen Ein-
gliederungsmanagements (Anschreiben der betroffenen 
Personen nach § 167 Abs. 2 S. 3 SGB IX), die Organisati-
on des Verfahrens (Terminvereinbarungen im Einverneh-
men mit dem Kreis Steinfurt) sowie die Beteiligungen 
des Personalrates und - falls vorhanden - der Schwerbe-
hindertenvertretung sowie ggf. weiterer Stellen erfolgen 
weiterhin durch die Gemeinde Metelen.

(3)	�Der Kreis Steinfurt erledigt die in Abs. 1 aufgeführte 
Teilaufgabe durch eigenes Personal. Die Gespräche er-
folgen in der Regel in den Diensträumen der Gemeinde 
Metelen. Die Gemeinde Metelen stellt hierfür zum je-
weiligen Gesprächstermin einen Raum zur Verfügung. 
Die vor- und nachbereitenden Tätigkeiten erbringt der 
BEM-Beauftragte in der Regel in den Diensträumen der 
Kreisverwaltung Steinfurt.

(4)	�Der Leiter des Haupt- und Personalamtes des Kreises 
Steinfurt entscheidet, welcher Mitarbeiter des Kreises 
Steinfurt als BEM-Beauftragte/r zur Durchführung der 
Teilaufgabe eingesetzt wird.

§ 3 Ausführung der Aufgaben

(1)	�Die Gemeinde Metelen übermittelt der/dem BEM-Be-
auftragen alle für die Dienstleistungserbringung erfor-
derlichen Informationen, insbesondere personenbezo-
gene Daten, rechtzeitig und spätestens eine Woche vor 
dem Gesprächstermin. Die Datenübermittlung soll in 
einer sicheren elektronischen Form erfolgen. Eine siche-
re Übermittlung ist gegeben, wenn die Daten über das 
sichere Verbindungsnetz der öffentlichen Verwaltung 
Deutschlands, die Deutschland-Online-lnfrastruktur 
(DOI), übermittelt werden. Ist eine sichere Übermittlung 
nicht gewährleistet, so sind die Daten in Papierform für 
Dritte nicht einsehbar zu übermitteln.

(2)	�Der Kreis Steinfurt erbringt lediglich die Dienstleistung 
des Führens des Erstgesprächs, die Moderation weiterer 
Gespräche und das Fertigen von Gesprächsprotokollen. 
Entscheidungsbefugnisse werden ihm nicht übertragen.

(3)	�Die Gemeinde Metelen benennt eine/n Ansprechpartner/
in für den BEM-Beauftragten.

§ 4

(1)	�Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam 
oder nicht durchführbar sein oder werden, so werden 
die übrigen Bestimmungen davon nicht berührt. Der 
Kreis Steinfurt und die Stadt Ibbenbüren sichern sich 
für diesen Fall zu, die betroffene Regelung durch eine 
wirksame oder durchführbare, dem Sinn der Vereinba-
rung entsprechende Regelung zu ersetzen, durch die der 
beabsichtigte Vertragszweck erreicht wird. Entsprechen-
des gilt für Regelungslücken in der Vereinbarung.

(2)	�Falls diese Vereinbarung durch geänderte oder neue Ge-
setze ungültig werden sollte, verpflichten sich die Par-
teien zur Anpassung dieser Vereinbarung an die neue 
Rechtslage.

(3)	�Soweit zulässig, wird der Gerichtsstand Steinfurt verein-
bart.

 
§ 5

Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der öffentlichen Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Bezirksregierung Münster, 
frühestens am 1. Januar 2019, in Kraft.

Steinfurt, den	 Ibbenbüren, den

für den Kreis Steinfurt:	 für die Stadt Ibbenbüren:

Dr. Klaus Effing (Landrat)	 Dr. Marc Schrameyer (Bürgermeister)

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 389-390

254	� Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Steinfurt und der 
Gemeinde Metelen

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Steinfurt und der Gemeinde Metelen zur 
Übertragung von Teilaufgaben des betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements habe ich mit Verfügung vom heutigen 
Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 13. Dezember 2018
Bezirksregierung Münster

Az.: 31.1.25-092/2018.0001
 Im Auftrag

 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen

der Gemeinde Metelen, vertreten durch den 
Bürgermeister

- nachstehend „Gemeinde Metelen“ genannt -
und

dem Kreis Steinfurt, vertreten durch den Landrat
- nachfolgend „Kreis Steinfurt“ genannt -

Die Gemeinde Metelen und der Kreis Steinfurt schließen 
gem. §§ 1 und 23 des Gesetzes über die kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG) NRW in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 
90), folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung:
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wird ihm/ihr die BEM-Akte ausgehändigt. Eine Heraus-
gabe an die Gemeinde Metelen erfolgt nicht.

(4)	�Zum Schutz der persönlichen Daten wird zwischen der 
betroffenen Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter der Ge-
meinde Metelen und der/dem BEM-Beauftragten eine 
schriftliche Datenschutzerklärung geschlossen.

 
§ 8 Vertragsdauer, Kündigungsrecht

(1)	�Die Vereinbarung wird zunächst befristet bis zum 
30.09.2020 geschlossen. Wird die Vereinbarung zum 
30.09.2020 nicht gekündigt, verlängert sich ihre Lauf-
zeit.

(2)	�Beide Seiten können das Vertragsverhältnis mit einer 
Frist von 1 Monat zum Ende des Monats kündigen.

(3)	�Die Kündigung bedarf der Schriftform.

 
§ 9 Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen

Gesetzliche Zuständigkeits-, Verfahrens-, Form-, Vertre-
tungs- oder Genehmigungsregelungen werden durch diese 
Vereinbarung nicht berührt und sind zu beachten.

 
§ 10 Schlussbestimmungen

(1)	�Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Bezirksregierung Münster in 
Kraft.

(2)	�Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedür-
fen der Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht.

(3)	�Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam 
oder nicht durchführbar sein oder werden, so werden 
die übrigen Bestimmungen davon nicht berührt. Der 
Kreis Steinfurt und die Gemeinde Metelen sichern sich 
für diesen Fall zu, die betroffene Regelung durch eine 
wirksame oder durchführbare, dem Sinn der Vereinba-
rung entsprechende Regelung zu ersetzen, durch die der 
beabsichtigte Vertragszweck erreicht wird. Entsprechen-
des gilt für Regelungslücken in der Vereinbarung.

(4)	�Soweit zulässig, wird der Gerichtsstand Steinfurt verein-
bart.

Steinfurt, den 12.11.2018	 Metelen, den 12.11.2018

für den Kreis Steinfurt:	 für die Gemeinde Metelen:

Dr. Klaus Effing	 Gregor Krabbe 
Landrat	 Bürgermeister

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 390-391

255	� Bekanntmachung:�   
17. Änderung des Regionalplans Münsterland �  
Veränderung der Festlegung von Gewerbe- und 
Industrieansiedlungsbereichen (GIB) und Allge-
meinen Siedlungsbereichen (ASB) im Rahmen 
von Flächentauschen auf dem Gebiet der Stadt 
Sassenberg

Bezirksregierung Münster� 17.12.2018 
32.01.02.17

Die 17. Änderung des Regionalplans Münsterland umfasst 
die Erweiterung von drei Bereichen für gewerbliche und in-
dustrielle Nutzungen (GIB) sowie einem Allgemeinen Sied-
lungsbereich (ASB). Gleichzeitig sollen zwei Siedungsbe-
reiche, die für Siedlungszwecke nicht zur Verfügung stehen, 

§ 4 Kostenerstattung und Abrechnung

(1)	�Es werden Aufzeichnungen über den tatsächlichen Ar-
beitsumfang geführt und der Gemeinde Metelen zur 
Verfügung gestellt.

(2)	�Für den Arbeitsaufwand berechnet der Kreis Steinfurt in 
Anlehnung an den geltenden Gebührentarif zur Allge-
meinen Gebührensatzung des Kreises Steinfurt die für 
Prüfungen Dritter festgelegten Gebühren (von derzeit 60 
€) für jede angefangene Stunde. Bei einer Änderung des 
Gebührentarifs zur allgemeinen Gebührensatzung des 
Kreises Steinfurt wird der Stundensatz entsprechend an-
gepasst. Zusätzlich werden die nach den Vorschriften des 
Landesreisekostengesetzes NRW an den BEM-Beauf-
tragten zu zahlenden Reisekosten erhoben. Bei Einsatz 
eines Dienstkraftwagens des Kreises Steinfurt werden 
die Fahrkosten in Höhe der Wegstreckenentschädigung 
nach dem LRKG NRW berechnet.

(3)	�Zum 31.12. und 30.06. erfolgt aufgrund der Arbeitsauf-
zeichnungen eine Spitzabrechnung der Kosten.

(4)	�Sollte der Kreis Steinfurt zur Körperschafts-, Gewer-
be- oder Umsatzsteuer herangezogen werden, sind diese 
Steuern zusätzlich zur Entschädigung nach Abs. 2 von 
der Gemeinde Metelen zu tragen.

 
§ 5 Weisungsrecht

(1)	�Die/Der BEM-Beauftragte unterliegt bezüglich der Ar-
beitsausführung dem Weisungs- und Direktionsrecht des 
Kreises Steinfurt.

(2)	�Aufträge, die offensichtlich gegen geltendes Recht ver-
stoßen, werden nicht ausgeführt.

 
§ 6 Haftung

(1)	�Die/Der BEM-Beauftragte wird bei der Durchfüh-
rung der Aufgaben nach § 2 im Auftrag der Gemeinde 
Metelen tätig. Er wird im Rahmen der Vermögensei-
genschadenversicherung der Gemeinde Metelen als 
Vertrauenspersonen mitversichert und insoweit versi-
cherungstechnisch den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Gemeinde Metelen gleichgestellt. Etwaige 
Selbstbeteiligungsanteile trägt die Gemeinde Metelen.

(2)	�Die Gemeinde Metelen stellt sicher, dass Schäden, die 
der BEM-Beauftragte in Ausübung seiner Tätigkeit ei-
nem Dritten zufügt, im Rahmen einer Haftpflichtver
sicherung abgedeckt werden. Abs. 1 Satz 3 gilt entspre-
chend.

 
§ 7 �Verschwiegenheit / Aufbewahrung und Rückgabe 

BEM-Akten

(1)	�Die/Der Mitarbeiter/in des Haupt- und Personalamtes 
des Kreises Steinfurt, die/der als BEM-Beauftragte/r be-
stellt ist, ist verpflichtet, über die Angelegenheiten der 
Gemeinde Metelen, über die sie/er bei ihrer/seiner Auf-
gabendurchführung nach dieser Vereinbarung Kenntnis 
erlangt, gegenüber den sonstigen Organisationseinhei-
ten und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Kreises 
Verschwiegenheit zu bewahren. Der Gesprächsinhalt 
wird - auch gegenüber der Gemeinde Metelen - vertrau-
lich behandelt. Im Übrigen gelten die datenschutzrecht-
lichen Bestimmungen.

(2)	�Die BEM-Akten werden gesondert und verschlossen in 
den Diensträumen der/des BEM-Beauftragten aufbe-
wahrt. Die Aufbewahrungsfrist beträgt drei Jahre.

(3)	�Im Anschluss an die Aufbewahrungsfrist bzw. am Ende 
der Vertragslaufzeit wird die jeweilige BEM-Akte ver-
nichtet. Auf Wunsch des/der betroffenen Mitarbeiters/in 
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256	� Bestellung von bevollmächtigten Bezirksschorn-
steinfegern/Bezirksschornsteinfegerinnen

Bezirksregierung Münster
Dezernat 34 � Münster, den 10. Dezember 2018

34.02.02.02-A 9/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des  
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung mit 
Verfügung vom 10. Dezember 2018 Frau Katja Panner-Tho-
rack mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zur bevollmäch-
tigten Bezirksschornsteinfegerin für den Kehrbezirk Kreis 
Recklinghausen XXXVII bestellt. Die Bestellung ist auf 7 
Jahre befristet.

34.02.02.02-A 10/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung mit 
Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Wilfried Jacobs 
mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Reckling-
hausen XVII bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet

34.02.02.02-A 11/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des  
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung mit 
Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Hubert Krampe 
mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Reckling-
hausen XIX bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 12/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des  
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung mit 
Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Heinz Jazbinsek 
mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Reck-
linghausen XXIV bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre 
befristet.

34.02.02.02-A 13/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des  
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Steffen Hils 
mit Wirkung vom 01. März 2019 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Coesfeld 
VIII bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 14/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Dirk Theodor 
mit Wirkung vom 01. März 2019 zum bevollmächtigten Be-
zirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Warendorf 
XIX bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 15/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Marcus Pohl 
mit Wirkung vom 01. März 2019 zum bevollmächtigten Be-
zirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Steinfurt VI 
bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 16/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung mit 

zurückgenommen und dafür adäquate Freiraumfunktionen 
im Regionalplan festgelegt werden. 

Gemäß § 9 Raumordnungsgesetz (ROG) i. V. m. § 13 Lan-
desplanungsgesetz NRW (LPlG) wird der Öffentlichkeit 
und den in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen 
Gelegenheit gegeben, während der Auslegungsfrist Stellung 
zu dem Planentwurf, der Begründung und zum Umweltbe-
richt zu nehmen. Die Planunterlagen der 17. Änderung des 
Regionalplans Münsterland werden in der Zeit vom 

07. Januar 2019 bis einschließlich 08. Februar 2019

an folgenden Stellen und zu folgenden Zeiten zu jedermanns 
Einsicht öffentlich ausgelegt: 

Bezirksregierung Münster, Domplatz 1-3, 48143 Münster
Zimmer 310a (Frau Holtmann)
Montag bis Donnerstag von 9.00 bis 16.00 Uhr
Freitag von 9.00 bis 12.00 Uhr
Ansprechpartner: 
Jutta Lohrengel-Goeke, Tel. 0251/411-1753
Michael Leißing, Tel. 0251/411-1804 

Kreis Warendorf, Nebenstelle, Waldenburger Straße 12, 
48231 Warendorf
Raum N3.20 
Montag bis Donnerstag von 9:00 bis 16:00 Uhr 
Freitag von 9:00 bis 12:00 Uhr
Ansprechpartner: 
Martin Terwey, Tel. 02581/53-6140

Zusätzlich können auf den Internetseiten der Bezirksregie-
rung Münster (www.brms.nrw.de/go/verfahren) die Verfah-
rensunterlagen eingesehen bzw. heruntergeladen werden. 

Anregungen und Bedenken können innerhalb der Ausle-
gungsfrist bis zum 08. Februar 2019 schriftlich, per E-Mail 
(michael.leissing@brms.nrw.de) oder zur Niederschrift bei 
der Bezirksregierung Münster als Regionalplanungsbehör-
de (Bezirksregierung Münster, Dezernat 32, Domplatz 1-3, 
48143 Münster) vorgetragen werden. Anregungen und Be-
denken können innerhalb der Auslegungsfrist auch beim 
Kreis Warendorf schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden. Anregungen und Bedenken sollten den voll-
ständigen Namen und die Anschrift des Verfassers in leser-
licher Form enthalten.

Die eingegangenen Stellungnahmen werden in die nachfol-
gende Abwägung einbezogen. Der Regionalrat entscheidet 
abschließend, inwieweit den Anregungen und Bedenken 
gefolgt wird. Eine gesonderte Benachrichtigung erfolgt 
nicht. Die Änderung des Regionalplans wird nach Ab-
schluss des Verfahrens öffentlich bekannt gemacht. 

Eventuell entstehende Kosten, die bei der Einsichtnahme 
und / oder bei der Geltendmachung von Anregungen und 
Bedenken entstehen, können nicht erstattet werden.

Nach Ablauf der vorgenannten Frist für eine Stellungnahme, 
also nach dem 08. Februar 2019 sind alle Stellungnahmen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen (§ 9 Abs. 2 Satz 4 ROG).

Hat eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 2 Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) in einem Ver-
fahren zur Änderung eines Regionalplans Gelegenheit zur 
Äußerung gehabt, ist sie im Verfahren über den Rechtsbe-
helf nach § 7 Absatz 2 UmwRG mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen, die sie im Verfahren zur Änderung des Re-
gionalplans nicht oder nach den geltenden Rechtsvorschrif-
ten nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend 
machen können (§ 7 Abs. 3 Satz 1 UmwRG).

Im Auftrag
gez. Michael Leißing 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 391-392
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§ 2

Der Bekenntnisstand der Evangelischen Epiphanias-Kir-
chengemeinde Gelsenkirchen ist evangelisch-uniert (Luthe-
rischer Katechismus).

 
§ 3

Die 1. Pfarrstelle der bisherigen Evangelischen Kirchen-
gemeinde Buer-Beckhausen wird 1. Pfarrstelle und die 2. 
Pfarrstelle der bisherigen Evangelischen Kirchengemeinde 
Buer-Beckhausen wird 2. Pfarrstelle der neu gebildeten 
Kirchengemeinde. Die 1. Pfarrstelle der bisherigen Evan-
gelischen Kirchengemeinde Gelsenkirchen-Horst wird 3. 
Pfarrstelle der neu gebildeten Kirchengemeinde.

 
§ 4

Die Evangelische Epiphanias-Kirchengemeinde Gelsenkir-
chen ist Rechtsnachfolgerin der Evangelischen Kirchenge-
meinde Buer-Beckhausen und der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Gelsenkirchen-Horst

 
§ 5

Die Urkunde tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Bielefeld, 6. November 2018
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

Dr. Hans-T. Conring
Az.: 010.11-30N1

URKUNDE

Die durch die Urkunde der Evangelischen Kirche von 
Westfalen - Landeskirchenamt - vom 06. November 2018 
benannte Vereinigung der Evangelischen Kirchengemeinde 
Buer-Beckhausen und der Evangelischen Kirchengemeinde 
Gelsenkirchen-Horst - alle Evangelischer  Kirchenkreis Gel-
senkirchen und Wattenscheid - zu einer Kirchengemeinde 
mit dem Namen „Evangelische Epiphanias-Kirchengemein-
de Gelsenkirchen“ mit Wirkung zum 01. Januar 2019 wird 
gemäß Artikel 4 des Preußischen Staatsgesetzes betreffend 
die Kirchenverfassungen der Evangelischen Landeskirchen 
vom 08. April 1924  staatlich anerkannt.

- 48.03.01.02 -� 48128 Münster, den       Dezember 2018 
� Die Regierungspräsidentin

Dorothee Feller 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 393

Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Dirk Kerkhoff 
mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Borken 
XXIX bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 17/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn lngo Hüsing 
mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Steinfurt 
XLVI bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 18/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung mit 
Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Andreas lsaak 
mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Stadt Gelsen-
kirchen III bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 19/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung mit 
Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Hendrik Wansing 
mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Reckling-
hausen LII bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 20/2018
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 26. 
11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung mit 
Verfügung vom 10. Dezember 2018 Herrn Raphael Kock-
mann mit Wirkung vom 01. Januar 2019 zum bevollmäch-
tigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Stadt 
Münster XX bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

Im Auftrag  
gez. Frank

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 392-393

257	� Vereinigung der Evangelischen Kirchengemein-
de Buer-Beckhausen und der Evangelischen 
Kirchengemeinde Gelsenkirchen-Horst - Evan
gelischer Kirchenkreis Gelsenkirchen und Wat-
tenscheid -

 
l. Ausfertigung

Urkunde

Vereinigung der Evangelischen Kirchengemeinde  
Buer-Beckhausen und der Evangelischen Kirchen

gemeinde Gelsenkirchen-Horst

Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß Artikel 6 Ab-
satz 2 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von West-
falen Folgendes festgesetzt:·

 
§ 1

Die Evangelische Kirchengemeinde Buer-Beckhausen und 
die Evangelische Kirchengemeinde Gelsenkirchen-Horst - 
beide Evangelischer Kirchenkreis Gelsenkirchen und Wat-
tenscheid - werden zu einer Kirchengemeinde vereinigt. Die 
neu gebildete Kirchengemeinde erhält den Namen „Evange-
lische Epiphanias-Kirchengemeinde Gelsenkirchen“.
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Anpassungen:
•	� Verfahrenstechnik, z.B. Stofffluss Bioabfälle, Gasver-

stromung und Prozessleitsystem (PLS)
•	� Elektroversorgung und Kommunikation
•	� Abluftführung (z.B. Rohrleitungen)
•	� Anschluss Notheizkessel an Gasleitung VGA statt Pro-

pangastank

Neubau:
•	� Biofilmreaktor mit Nebenanlagen, z.B. Sandaustrag, 

Dünnschlammbehälter und Pumpenräume
•	� Austausch-BHKW mit Gasaufbereitung u. Kamin
•	� Gasverdichter für die Notfackel
•	� Flex-BHKW mit Nebenanlagen, z.B. Transformator, 

Gasaufbereitung und Kamin
•	� Betankungsbehälter, z.B. in der Anlieferhalle
•	� Kondensatbehälter neben Hydrolyse
•	� Gärrestspeicher mit Nebenanlagen
•	� Zwischenspeicher für Havariefläche
•	� Erdwall/Winkelsteine

Die Anlagen sollen nach jeweiliger Änderungsgenehmigung 
errichtet und betrieben werden.

Gemäß den Bestimmungen des BImSchG und der 4. Ver-
ordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen) bedürfen die beantrag-
ten Vorhaben jeweils einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Die beantragten Vorhaben werden hiermit gemäß § 10 
BImSchG und § 5 UVPG bekannt gemacht. Die Veröffent-
lichung erfolgt zeitgleich auf der Internetseite der Bezirks-
regierung Münster www.brms.nrw.de/go/verfahren und des 
Amtsblattes der Bezirksregierung Münster.

Gemäß § 9 UVPG besteht für Änderungsvorhaben für das 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt worden 
ist, nur dann die Pflicht, eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen, wenn die allgemeine Vorprüfung er-
gibt, dass die Änderungen zusätzliche erhebliche nachteili-
ge oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
hervorrufen kann.

Nach Prüfung der vorgelegten Antragsunterlagen durch die 
Bezirksregierung Münster konnte festgestellt werden, dass 
keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen durch 
die vorgesehenen Maßnahmen zu erwarten sind und eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 9 UVPG deshalb 
nicht erforderlich ist.

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selb-
ständig anfechtbar.

Die Genehmigungsanträge und die dazugehörigen Unter-
lagen liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, vom 
02.01.2019 bis einschließlich 01.02.2019, während der 
Dienststunden zur Einsicht bei folgenden Behörden aus:

Stadtverwaltung Gescher, Marktplatz 1, Bürgerbüro EG, 
Raum 016, 48712 Gescher

Stadtverwaltung Velen, Ramsdorfer Str. 19, Büro 34, 46342 
Velen

Bezirksregierung Münster, Dezernat 52, Büro N 4019, Alb-
recht-Thaer-Straße 9, 48147 Münster

Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur gegen 
das Vorhaben können vom 02.01.2019 bis einschließlich 
01.03.2019 bei den vorgenannten Behörden schriftlich vor-
gebracht werden. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist von einem Monat werden 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen. 

Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen. Zur Vereinfachung des 

258	 Verlust eines Dienstsiegels

Das Dienstsiegel des Grundschulverbundes Liebfrauen, 
Städt. kath. Bekenntnisschule der Stadt Bocholt, mit der 
Aufschrift: „Grundschulverbund Liebfrauen kath. Bekennt-
nisschule Bocholt“ und Wappen ist in Verlust geraten. Das 
in Verlust geratene Dienstsiegel wird hiermit für ungültig 
erklärt.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 394

259	� Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) und § 5 des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG)

Bezirksregierung Münster
Dezernat 52� 48147 Münster, 06.12.2018
Az.: 52-500-0342195/0018.V und 
Az.: 52-500-0912991/0012.V� Domplatz 1-3
� poststelle@brms.nrw.de

Die Firma Entsorgungs-Gesellschaft Westmünsterland mbH 
(EGW), Estern 41, 48712 Gescher hat die Änderungsge-
nehmigungen zur wesentlichen Änderung der gemäß Bun-
desimmissionsschutzgesetz genehmigten:

1.	�� Bioabfallkompostierungsanlage (BAK), Anlage zur 
Kompostierung von Bioabfällen in 48712 Gescher 
(Gemarkung Esch, Flur 8, Flurstück 152)

	 und

2.	� Vergärungsanlage (VGA), Anlage zur Vergärung von 
Bioabfällen, in 48712 Gescher (Gemarkung Nord-
velen, Flur 1, Flurstücke 6 und 284) 

	 beantragt:

Gegenstand des Antrages zu 1.

Änderungen
•	� Erhöhung der Gesamtverarbeitungskapazität
•	� Erhöhung der Verarbeitungskapazität in der Rottehalle
•	� Geänderte Stoffstromführung in der Grobaufbereitung
•	� Bioabfallpresse und Vorlagebehälter
•	� Umstrukturierung Sozialbereich
•	� Neue Maschinentechnik Feinaufbereitung einschl. Ab-

wurfbox-Mineralik

Anpassungen:
•	� Anpassung der Grobaufbereitung an das Vorhandensein 

von Flüssigkeiten
•	� Verlegung der Laborabsaugung
•	� Verfahrenstechnik, z.B. Stofffluss Bioabfälle, Prozess-

leitsystem (PLS)
•	� Elektroversorgung und Kommunikation

Neubau:
•	� Abfüllplatz Biosuspension
•	� Wendeplatz
•	� Krananlage oberhalb Bioabfallpresse

Gegenstand des Antrages zu 2.

Änderungen:
•	� Gesamtverarbeitungskapazität
•	� Abfallartenkatalog
•	� Nutzungsänderung Flüssigkeitsbunker statt Schütt

bunker
•	� Änderung Sozialbereich, z.B. Büro statt Umkleide
•	� Größerer Gasspeicher ca. 1.500 statt 1.150 m3

•	� Rückbau, z.B. Sandfang, Siebbandpresse, BHKW  
Propangastank, Sandklassierer u. Abschlämmbehälter.
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den ist, die UVP-Pflicht, wenn die allgemeine Vorprüfung 
ergibt, dass die Änderung zusätzliche erhebliche nachteilige 
oder andere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
hervorrufen kann. Es war eine allgemeine Vorprüfung zur 
UVP-Pflicht gem. § 7 UVPG durchzuführen.

Die Emschergenossenschaft hat der Bezirksregierung 
Münster eine allgemeine Vorprüfung zur UVP-Pflicht für 
die geplante Änderung vorgelegt. Im Rahmen der Prüfung 
wurde das Dezernat 51 (Natur und Landschaft) der Bezirks-
regierung Münster beteiligt.

Die vorgelegte allgemeine Vorprüfung zur UVP-Pflicht 
kommt zu dem Ergebnis, dass keine erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Weiter wurde nach 
Prüfung festgestellt, dass keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in Anlage 3 UVPG genann-
ten Kriterien zu besorgen sind. Maßgebend ist hierbei, die 
geringe ökologische Empfindlichkeit des Standortes und die 
Merkmale des Vorhabens. Durch die Gewässerbenutzung 
werden lokal vorhandene Schutzgüter nicht oder nur gering-
fügig beeinträchtigt.

Ergebnis der Prüfung ist daher, dass keine Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Die Feststellung, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
unterbleiben kann, wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
bekannt gegeben. Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Fest-
stellung nicht selbständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Günter Behnke

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 395

261	� Bekanntmachung der Bezirksregierung Müns-
ter über die öffentliche Auslegung der genehmi-
gungsrelevanten Unterlagen im Verfahren zur 
Genehmigung des durch die BGZ Gesellschaft 
für Zwischenlagerung mbH und die Brennele-
ment-Zwischenlager Ahaus GmbH beantragten 
Umgangs mit sonstigen radioaktiven Stoffen in 
Form der Zwischenlagerung im westlichen der 
beiden Lagerbereiche (Lagerbereich I) des Trans-
portbehälterlagers Ahaus

Nach § 181 des Gesetzes zur Neuordnung des Rechts zum 
Schutz vor schädlichen Wirkungen ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzgesetz - StrlSchG) vom 27.06.2017 (BGBl. 
I S. 1966) in Verbindung mit § 9 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94) und in 
Verbindung mit § 4 Abs. 1 der Atomrechtlichen Verfahrens-
verordnung (AtVfV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.02.1995 (BGBl. I S. 180) in der derzeit gültigen 
Fassung

wird bekannt gemacht:

1.	� Mit Antragsschreiben vom 29.08.2016, ergänzt durch 
Schreiben vom 13.12.2018 hat die BGZ Gesellschaft 
für Zwischenlagerung mbH als Nachfolgerin der GNS 
Gesellschaft für Nuklear-Service mbH und die Brenn
element-Zwischenlager Ahaus GmbH den Umgang mit 
sonstigen radioaktiven Stoffen in Form der Zwischenla-
gerung im westlichen der beiden Lagerbereiche (Lager-
bereich I) des Transportbehälterlagers Ahaus bis Ende 
2057 beantragt.

	� Die Gesamtaktivität der eingelagerten sonstigen radi-
oaktiven Stoffe wird 1 E+17 Bq nicht überschreiten. Die 
beantragte Genehmigung schließt an die bisherige von 
der Bezirksregierung Münster erteilte Umgangsgeneh-

Verfahrens geben Sie bitte Ihre E-Mail-Adresse an.

Einwendungen können auch in elektronischer Form gemäß 
§ 3a VwVfG NRW an die elektronische Poststelle der Be-
zirksregierung Münster übermittelt werden. 

Wenn Sie Ihre Einwendung per Mail senden wollen, können 
Sie folgende Adressen nutzen: (dez52@brms.nrw.de oder 
Poststelle@brms.nrw.de) (erst mit der Eingangsbestätigung 
ist der Eingang bestätigt).

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsschrei-
ben an die Antragstellerin sowie den beteiligten Behörden 
zur Stellungnahme weitergegeben werden. Auf Verlangen 
der jeweiligen Einwender/Innen wird deren Namen und An-
schrift unkenntlich gemacht, soweit diese Angaben nicht zur 
Beurteilung des Inhaltes der Einwendung oder Stellungnah-
me erforderlich sind.

Fristgerecht erhobene Einwendungen werden, soweit dies 
auf Grund einer Ermessensentscheidung der Genehmi-
gungsbehörde gemäß § 16 der 9. BImSchV für die Prü-
fung der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 6 BIm-
SchG von Bedeutung ist, in einem Erörterungstermin, am 
12.03.2019 um 9.30 Uhr, bei der Bezirksregierung Münster, 
Albrecht-Thaer-Straße 9, in 48147 Münster im Sitzungs-
zimmer N0001, erörtert.

Es wird darauf hingewiesen, dass es im Ermessen der Ge-
nehmigungsbehörde liegt, ob der Erörterungstermin durch-
geführt wird. Die Erörterung der fristgerecht erhobenen 
Einwendungen findet, sofern der Termin anberaumt wird, 
auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder der Personen, 
die Einwendungen erhoben haben, statt.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnah-
me haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden die 
Antragstellerin, deren Bevollmächtigte und diejenigen, die 
rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. Sonstige Perso-
nen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern ge-
nügend freie Plätze zur Verfügung stehen. Eine Abschrift 
der Niederschrift über den Verlauf und des Ergebnisses des 
Erörterungstermins wird dem Antragsteller übersandt, auf 
Antrag auch dem Einwendenden. Die Zustellungen können 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Antragsunterla-
gen und die Teilnahme an dem Erörterungstermin entstehen, 
können nicht erstattet werden.

Im Auftrag 
gez. Volker Stienecker

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 394-395

260	� Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster� Münster, den 13.12.2018 
500-0303823-N002/0008.G

Die Emschergenossenschaft hat am 06.09.2018 einen An-
trag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Genehmigung 
gemäß § 60 WHG für die Errichtung und den Betrieb einer 
solarthermischen Klärschlammtrocknung auf dem Standort 
der Kläranlage Bottrop gestellt. Es handelt sich hierbei um 
eine Erweiterung bzw. Änderung der bestehenden Kläran-
lage.

Nach § 6 besteht für Errichtung und Betrieb einer Abwas-
serbehandlungsanlage, die ausgelegt ist für organisch be-
lastetes Abwasser von 9.000 kg/d oder mehr biochemischen 
ist Sauerstoffbedarfs in fünf Tagen (roh) die UVP-Pflicht. 
Dies ist für die Kläranlage Bottrop zutreffend. Laut § 9 Abs. 
1 und 4 UVPG besteht für Änderungen von Vorhaben, für 
das eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wor-
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Anschrift des Einwenders zu versehen. Unleserliche 
Adressenangaben können dazu führen, dass Benachrich-
tigungen gemäß §§ 73 Abs. 6 und 74 Abs. 4 Verwaltungs-
verfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) ausgeschlossen sind. Im Übrigen wird 
darauf hingewiesen, dass die Einwendungsschreiben an 
den Antragsteller und an externe Gutachter zur Stellung-
nahme weitergegeben werden. Auf Verlangen des Ein-
wenders werden dessen Name und Anschrift unkenntlich 
gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des 
Inhalts der Einwendung erforderlich sind oder die be-
sonderen Befugnisse aufgrund eines privatrechtlichen 
Titels erkenntlich machen. Die Schriftform kann durch 
die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall 
ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes 
zu versehen und an die Adresse strahlenschutz@bez-
reg-muenster.nrw.de zu richten. Wegen der diesbezügli-
chen technischen Voraussetzungen wird auf die Internet-
veröffentlichung unter http://www.brms.nrw.de/go/egvp 
verwiesen. Mit Ablauf der Einlegungsfrist werden alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 7 Abs. 1 Satz 2 At-
VfV).

4.	� Ein Termin für die mündliche Erörterung der rechtzeitig 
erhobenen Einwendungen wird zu einem späteren Zeit-
punkt bestimmt und in gleicher Weise wie das Vorhaben 
bekannt gemacht. In dem Erörterungstermin werden 
Einwendungen auch bei Ausbleiben der Antragsteller 
oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, 
erörtert. Der Erörterungstermin kann ggfls. gemäß § 67 
VwVfG NRW entfallen, wenn z.B. keine Einwendungen 
erhoben werden. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen 
durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 15 Abs. 3 
AtVfV ersetzt wird, wenn außer der Benachrichtigun-
gen an andere Behörden und des Trägers des Vorhabens, 
mehr als 300 Zustellungen vorzunehmen sind. Mögliche 
Entscheidungen zum Abschluss des Genehmigungsver-
fahrens können die Erteilung oder Versagung der bean-
tragten Umgangsgenehmigung nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 
StrlSchG sein.

Bezirksregierung Münster
Dezernat 55 - Strahlenschutz
Az.: 55.6/TBL-A/AL 01.19� Im Auftrag

gez. G. Sondermann
Münster, den 14.12.2018

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 395-396

migung an. Die beantragte Zwischenlagerung sonstiger 
radioaktiver Stoffe bezieht sich auf Abfälle, Reststoffe 
sowie ausgebaute Anlagenteile mit geringer bis mittlerer 
Radioaktivität. Diese Stoffe stammen aus dem Betrieb 
und dem Rückbau von kerntechnischen Anlagen. Die 
Nutzung der Genehmigung wird bis zum Abschluss des 
Einlagerungsbetriebes des Endlagers Konrad, also bis 
Ende 2057, beantragt.

2.	� Nach § 181 Abs. 1 StrlSchG ist mit Inkrafttreten dieser 
Rechtsvorschrift am 31.12.2018 die Umweltverträglich-
keitsprüfung nach dieser Rechtsvorschrift in Verbindung 
mit den Vorschriften des § 7 Abs. 4 Satz 1 und 2 des 
Atomgesetzes (AtG) und den in § 181 StrlSchG genann-
ten Vorschriften der AtVfV durchzuführen, wenn nach 
dem UVPG eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-pflichtige Vorha-
ben) besteht. 

	� Im Rahmen des o.a. Genehmigungsverfahrens ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Diese 
umfasst insbesondere die Ermittlung, Beschreibung und 
Bewertung der für die Prüfung der Zulassungsvorausset-
zungen bedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens auf 
Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, 
Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, Was-
ser, Luft, Klima und Landschaft, Kulturgüter und sonsti-
ge Sachgüter sowie die Wechselwirkung zwischen den 
vorgenannten Schutzgütern. Hierzu hat der Antragsteller 
einen Umweltverträglichkeitsprüfungsbericht (UVP-Be-
richt) nach § 3 Abs. 2 AtVfV vorgelegt. Als weiterer 
entscheidungserheblicher Bericht liegt ein Sicherheits-
bericht vor.

	� Nach § 181 Abs. 1 StrlSchG in Verbindung mit § 6 Abs. 
1 und 2 AtVfV werden

	 -	� der Antrag,
	 -	� der Sicherheitsbericht,
	 -	� die Kurzbeschreibung des Vorhabens und
	 -	� der UVP-Bericht

	 ausgelegt.

	� Die zuvor genannten Unterlagen werden in der Zeit vom 
07.01.2019 bis einschließlich 06.03.2019

	 a.	� bei der Bezirksregierung Münster, Dienstgebäude Al-
brecht-Thaer-Str. 9, 48147 Münster, Raum N 5039, 
während der Dienststunden: montags bis freitags 
09:00 bis 15:00 Uhr und

	 b.	� bei der Stadt Ahaus, Fachbereich Bauordnung, Rat-
hausplatz 1, 48683 Ahaus, Zimmer 135 bis 139, wäh-
rend der Dienststunden montags bis donnerstags von 
09:00 bis 12:30 Uhr und von 14:30 bis 16:30 Uhr so-
wie freitags von 09:00 bis 12:30 Uhr

	� zur Einsichtnahme ausgelegt. Darüber hinaus sind die 
Unterlagen im Internet unter http://www.brms.nrw.de/
go/verfahren verfügbar und können per Download auch 
heruntergeladen werden.

	� Weitere Informationen über das Vorhaben sind bei der 
Bezirksregierung Münster, Dezernat 55.6 -Strahlen-
schutz-, Dienstgebäude Albrecht-Thaer-Str. 9, 48147 
Münster erhältlich. An diese Stelle können auch Fragen 
übermittelt werden.

3.	� Einwendungen gegen das Vorhaben können gemäß § 7 
Abs. 1 AtVfV innerhalb der Auslegungsfrist schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Bezirksregierung Müns-
ter, Dezernat 55.6 -Strahlenschutz-, Albrecht-Thaer-Str. 
9, 48147 Münster oder bei der Stadt Ahaus Fachbereich 
Bauordnung, Rathausplatz 1, 48683 Ahaus vorgebracht 
werden. Es ist erforderlich, die unterschriebenen Ein-
wendungen mit Namen, Vornamen und der genauen 
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Art. 5

Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung im Kirchlichen 
Amtsblatt für die Diözese Münster in Kraft.

Münster, 14. November 2018

 

 

Geschäftsanweisung
für den Verband der katholischen Kirchengemeinden

in den Dekanaten Dorsten und Lippe

 
§ 1 Bildung, Aufgaben und Sitz

(1) Auf Anordnung· des Bischofs von Münster vom 14. 
November 2018 sind mit Zustimmung der Beteiligten die 
katholischen Kirchengemeinden in den Dekanaten Dorsten 
und Lippe zu dem Verband der katholischen Kirchenge-
meinden in den Dekanaten Dorsten und Lippe zusammen-
geschlossen worden.

Der Verband wird von folgenden Kirchengemeinden gebil-
det:

	 St. Agatha, Dorsten

	� St. Antonius und Bonifatius, Dorsten (Holsterhausen) 

	 St. Paulus, Dorsten (Hervest)

	� St. Laurentius, Dorsten (Lembeck) 

	 St. Matthäus, Dorsten (Wulfen)

	� St. Johannes der Täufer, Bottrop (Kirchhellen)

	� St. Sixtus, Haltern am See 

	 Heilige Edith Stein, Marl

	 St. Franziskus, Marl

(2) Falls innerhalb des jetzigen oder zukünftigenVerbands-
gebietes neue Kirchengemeinden errichtet werden, gehören 
sie dem Verband mit ihrem Entstehen an. Entsprechendes 
gilt für bestehende Kirchengemeinden bei einer zukünftigen 
Erweiterung des Verbandsgebietes. Zukünftig nicht mehr 
existente Kirchengemeinden gehören ab dem Zeitpunkt ih-
rer Aufhebung nicht weiter dem Verband an

(3) Der Verband führt den Namen

Verband der katholischen Kirchengemeinden  
in den Dekanaten Dorsten und Lippe

(4) Er hat seinen Sitz in Dorsten und ist Körperschaft des 
öffentlichen Rechts.

(5) Der Verband führt ein eigenes Siegel.

(6) Der Verband kann ganz oder teilweise die Erfüllung ge-
meinsamer örtlicher Aufgaben sowie die Versorgung der 

262	� Staatliche Anerkennung der Anordnung über die 
Errichtung des Verbandes der katholischen Kir-
chengemeinden in den Dekanaten Dorsten und 
Lippe

Anordnung

über die Errichtung des Verbandes der katholischen 
Kirchengemeinden in den Dekanaten  

Dorsten und Lippe

Nach Zustimmung der Kirchenvorstände der beteiligten 
Kirchengemeinden wird folgendes angeordnet:

 
Art. 1

Die katholischen Kirchengemeinden

	 St. Agatha, Dorsten

	� St. Antonius und Bonifatius, Dorsten (Holsterhausen) 

	 St. Paulus, Dorsten (Hervest)

	� St. Laurentius, Dorsten (Lembeck) 

	 St. Matthäus, Dorsten (Wulfen)

	� St. Johannes der Täufer, Bottrop (Kirchhellen)

	� St. Sixtus, Haltern am See 

	 Heilige Edith Stein, Marl

	 St. Franziskus, Marl

werden mit Wirkung zum 1. Januar 2019 zu einem Verband 
zusammengeschlossen.

Falls innerhalb des jetzigen oder zukünftigen Verbandsge-
bietes neue Kirchengemeinden errichtet werden, gehören 
sie dem Verband mit ihrem Entstehen an. Entsprechendes 
gilt für bestehende Kirchengemeinden bei einer zukünftigen 
Erweiterung des Verbandsgebietes. Zukünftig nicht mehr 
existente Kirchengemeinden gehören ab dem Zeitpunkt ih-
rer Aufhebung nicht weiter dem Verband an.

 
Art. 2

Der Verband führt den Namen „Verband der katholischen 
Kirchengemeinden in den Dekanaten Dorsten und Lippe“. 
Er hat seinen Sitz in Dorsten.

 
Art. 3

Der Verband ist Gemeindeverband im Sinne der §§ 22 bis 
27 des Gesetzes über die Verwaltung des katholischen Kir-
chenvermögens vom 24. Juli 1924. Er ist Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Er führt ein eigenes Siegel.

 
Art. 4

Der Umfang der Rechte und Pflichten des Verbandes und 
seiner Organe ergeben sich aus der Geschäftsanweisung für 
den Verband.
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Angelegenheiten von besonderer Bedeutung sind ihr zur 
Beschlussfassung vorzulegen.

Angelegenheiten von besonderer Bedeutung sind insbeson-
dere:
a)	� Personalangelegenheiten, welche sich die Verbandsver-

tretung durch Beschluss vorbehält,
b)	� Änderungen die Geschäftsanweisung für den Verband 

der katholischen Kirchengemeinden in den Dekanaten 
Dorsten und Lippe und die Geschäftsordnungen der Zen-
tralrendantur und etwaiger anderer Einrichtungen des 
Verbandes betreffend. Änderungen bedürfen der Geneh-
migung durch die Bischöfliche Behörde,

c)	� Beschlüsse den Aufgabengliederungs- und Geschäftsver-
teilungsplan betreffend, sowie

d)	� Änderungen nach §§ 22 Abs. 2, 23, 24, 26 des Gesetzes 
über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens 
für die Vorstände der Kirchengemeinden und Vertretun-
gen der Gemeindeverbände im nordrhein-westfälischen 
Teil des Bistums Münster (VVG NW).

(2) Die Verbandsvertretung besteht aus den jeweiligen Vor-
sitzenden und je zwei weiteren Mitgliedern der einzelnen 
Kirchenvorstände der in § 1 Abs. 1 genannten Kirchenge-
meinden. Diese werden von den wählbaren Mitgliedern 
für die Dauer ihrer Mitgliedschaft vom Kirchenvorstand 
gewählt. Gewählte Mitglieder der Verbandsvertretung kön-
nen jederzeit durch schriftliche Erklärung gegenüber der 
Verbandsvertretung von ihrem Amt zurücktreten. Sollte ein 
gewähltes Mitglied ausscheiden, so wird vom jeweiligen 
Kirchenvorstand eine Nachwahl durchgeführt. Sonstige Än-
derungen bei der Mitgliedschaft von gewählten Mitgliedern 
richten sich nach dem Gesetz über die Verwaltung des ka-
tholischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924.

(3) Der Vorsitzende der Verbandsvertretung ist der jeweils 
ranghöchste Dechant oder Pfarrer. Dieser kann mit Geneh-
migung der bischöflichen Behörde den Vorsitz auf ein ande-
res Mitglied der Verbandsvertretung übertragen.

(4) Die Verbandsvertretung wählt aus ihrer Mitte einen 
stellvertretenden Vorsitzenden. Er vertritt den Vorsitzenden 
im Falle der Verhinderung und in allen sonstigen in der Ge-
schäftsanweisung genannten Fällen.

(5) Der Vorsitzende des Verbandes leitet die Sitzungen, er 
bestimmt die Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenstän-
de und die Art der Protokollführung.

(6) Es ist ein namentliches Verzeichnis der Mitglieder der 
Verbandsvertretung, nach Kirchengemeinden geordnet und 
unter Angabe der Wahlperiode der gewälten Mitglieder auf-
zustellen, jeweils fortzuführen oder zu berichtigen. Eine 
Ausfertigung dieses Verzeichnisses ist der Bischöflichen 
Behörde einzureichen, der auch jede Änderung unter den 
Mitgliedern alsbald anzuzeigen ist.

(7) Die eingetretenen Verbandsvertreter werden durch den 
Vorsitzenden in ihr Amt eingeführt und durch Handschlag 
auf treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten und auf ihre Amts-
verschwiegenheit verpflichtet. Die Verschwiegenheitsver-
pflichtung dauert auch nach Beendigung der Mitgliedschaft 
fort.

(8) Mitarbeiter des Verbandes und seiner Einrichtungen 
können nicht Mitglieder der Verbandsvertretung sein.

 

§ 4 Sitzungen der Verbandsvertretung

(1) Der Vorsitzende beruft die Verbandsvertretung ein, so-
oft es zur ordnungsmäßigen Erledigung der Geschäfte er-
forderlich ist. Die Einladung sämtlicher Mitglieder zu or-
dentlichen Sitzungen erfolgt schriftlich unter Mitteilung der 
Tagesordnung spätestens acht Tage vor der Sitzung.

Gemeinden mit äußeren kirchlichen Einrichtungen und Mit-
teln übernehmen.

Er kann demgemäß Aufgaben wahrnehmen, die über den 
Bereich der einzelnen Kirchengemeinden hinausgehen so-
wie die Bearbeitung von Angelegenheiten, die eine grund-
sätzliche Bedeutung haben oder erlangen können, soweit 
keine andere Zuständigkeit gegeben ist.

Wesentliche Aufgabe des Verbandes ist die Bildung einer 
Zentralrendantur. Die Aufgaben der Zentralrendantur wer-
den in einer Geschäftsordnung geregelt.

(7) Der Verband kann die ihm angehörenden Kirchenge-
meinden auf deren Verlangen auf dem Gebiet des Rech-
nungs-, Rechts-, Personal-, sowie des Bauwesens beraten 
und vertreten. Soweit die Kirchengemeinden ihn beauftra-
gen, vertritt er diese gegenüber staatlichen und kommuna-
len Behörden sowie in gerichtlichen und außergerichtlichen 
Angelegenheiten.

(8) Der Verband führt die Kirchenkassen und die Gemein-
schaftskassen der ihm angehörenden Kirchengemeinden 
und nimmt alle Aufgaben wahr, die nach der Haushalts- und 
Kassenordnung für die kirchlichen Körperschaften und Ein-
richtungen auf der unteren pastoralen Ebene im nordrhein- 
westfälischen Teil des Bistums Münster (HKO) in ihrer je-
weils geltenden Fassung einer Zentralrendantur obliegen.

(9) Dem Verband werden die Aufgaben der allgemeinen Ver-
waltung des Vermögens in den ihm angehörigen Kirchenge-
meinden übertragen. § 27 des Gesetzes über die Verwaltung 
des katholischen Kirchenvermögens im nordrhein-westfäli-
schen Teil des Bistums Münster für die Vorstände der Kir-
chengemeinden und Vertretungen der Gemeindeverbände 
(VVG NW) gilt entsprechend.

(10) Der Verband hat die Befugnis, Rechte, namentlich auch 
an Grundstücken zu erwerben, Verbindlichkeiten einzuge-
hen, zu klagen und sich verklagen zu lassen und Anleihen 
aufzunehmen.

(11) Im Rahmen der geltenden Gesetze und Verordnungen 
steht dem Verband die Befugnis zu, über Einführung, Ver-
änderung und Aufhebung allgemeiner Gebühren für die 
Verbandsgemeinden Beschluss zu fassen und sich die Mit-
tel, deren er zur Erfüllung seiner Aufgaben bedarf, durch 
Umlage zu beschaffen, falls nicht andere Einnahmen zur 
Verfügung stehen. Die Höhe der Verbandsumlage für die 
einzelnen Kirchengemeinden wird durch die Verbandsver-
tretung festgesetzt. Das Recht der Steuererhebung steht ihm 
zu, soweit es in entsprechenden Gesetzen vorgesehen ist.

(12) Der Verband verpflichtet sich zur Anwendung der 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchli-
cher Arbeitsverhältnisse in der jeweils für das Bistum Müns-
ter gültigen Fassung. Ebenso besteht die Verpflichtung zur 
Anwendung der Mitarbeitervertreterordnunung der kirchli-
chen Arbeits- und Vergütungsordnung in den jeweils gelten-
den Fassungen.

§ 2 Organe des Verbandes

Organe des Verbandes sind

a) die Verbandsvertretung (§§ 3-6)
b) der Verbandsausschuss (§ 7)

 

§ 3 Verbandsvertretung

(1) Die Angelegenheiten des Verbandes und seiner ange-
schlossenen Einrichtungen werden von der Verbandsver-
tretung wahrgenommen. Ihr obliegt die Beschlussfassung 
über den Haushaltsplan und die Jahresrechnung des Ver-
bandes und der nach § 1 Abs. 6 gebildeten Einrichtungen. 
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der Verbandsvertretungsbeschlüsse.

(2) Der Verbandsausschuss stellt nach Maßgabe des Stellen-
plans der Zentralrendantur unter Beachtung der Beschlüsse 
der Verbandsvertretung und unter Beteiligung der Leitung 
der Zentralrendantur die übrigen Dienstnehmer, vorbehalt-
lich § 3 Abs. 1a), ein. Sie müssen über eine ausreichende 
Qualifikation für ihren Tätigkeitsbereich verfügen.

(3) Der Verbandsausschuss berichtet der Verbandsvertretung 
regelmäßig über die Umsetzung der Beschlüsse der Ver-
bandsvertretung und über den laufenden Geschäftsbetrieb. 
DerVerbandsausschuss übt die Aufsicht gegenüber der Zen-
tralrendantur aus.

(4) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Vorsitzenden, 
dem stellvertretenden Vorsitzenden und fünf weiteren Mit-
gliedern der Verbandsvertretung, die diese für die Dauer ih-
res Amtes wählt. Fünf Mitglieder müssen Laien sein.

(5) Die Mitglieder des Verbandsausschusses können von der 
Verbandsvertretung aus wichtigem Grund vorzeitig abberu-
fen werden. Die Abberufung bedarf der Genehmigung der 
Bischöflichen Behörde. Eine Nachwahl durch die Verbands-
vertretung ist durchzuführen.

(6) Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende der 
Verbandsvertretung sind zugleich Vorsitzender und stellver-
tretender Vorsitzender des Verbandsausschusses.

(7) Die Einladung sämtlicher Mitglieder des Ausschusses 
erfolgt schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung spä-
testens am dritten Tage vor der Sitzung. ln eilbedürftigen 
Fällen kann eine Einladung der Mitglieder unter Mitteilung 
der Tagesordnung telefonisch spätestens am Tage vor der 
Sitzung erfolgen. Im letzteren Falle ist ein Protokoll über die 
erfolgte Einladung sämtlicher Mitglieder aufzunehmen und 
von dem Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden 
zu unterzeichnen.

(8) Zu den Sitzungen des Ausschusses sind Vertreter der 
einzelnen Kirchengemeinden einzuladen, wenn über deren 
Angelegenheiten verhandelt werden soll, damit sie ihre Be-
lange in der Sitzung vertreten können.

(9) Im Übrigen gelten für den Ausschuss die Vorschriften 
der §§ 3 Abs. 2 Satz 3 bis 5, Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 7; 4 
Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3; 5 Abs. 1, Abs. 2 und 3 Satz 1 
und 6 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 dieser Geschäftsanweisung 
entsprechend.

§ 8 Geschäftsleitung

(1) Der Verband unterhält ein Verbandsbüro (Zentralrendan-
tur), dessen sich die Verbandsvertretung und der Ausschuss 
zur Erledigung der eigenen und ihm übertragenen Aufgaben 
bedienen. Das Verbandsbüro steht unter der Leitung eines 
Geschäftsleiters (Leitung der Zentralrendantur). Der Ge-
schäftsleiter wird von der Verbandsvertretung mit Zustim-
mung der Bischöflichen Behörde berufen. Er erledigt seine 
Aufgaben nach den Weisungen und unter Aufsicht der Ver-
bandsvertretung und des Ausschusses. Die Aufgaben rich-
ten sich insbesondere nach dem von der Verbandsvertretung 
beschlossenen Aufgabengliederungs- und Geschäftsvertei-
lungsplan.

(2) Die Anstellung von etwaigen weiteren Mitarbeitern für 
das Büro erfolgt unter Beteiligung des Geschäftsleiters 
durch den Ausschuss.

§ 9 Datenschutz

(1) Die vom Verband zur Erfüllung seiner Aufgaben ver-
arbeiteten personenbezogenen Daten und Daten über per-
sönliche und sachbezogene Verhältnisse unterliegen den 

Die Leitung der Zentralrendantur kann als beratender Teil-
nehmer hinzugezogen werden. Die Leitung hat auf Anfor-
derung der Verbandsvertretung an den Sitzungen teilzuneh-
men.

(2) Außerordentliche Sitzungen sind abzuhalten, wenn die-
ses von der Bischöflichen Behörde oder von der Hälfte der 
Mitglieder der Verbandsvertretung beantragt wird. Kommt 
der Vorsitzende dem Verlangen auf Einberufung einer au-
ßerordentlichen Sitzung nicht nach, so kann, falls die Einbe-
rufungsvoraussetzungen vorliegen, die Berufung durch die 
Bischöfliche Behörde unter gleichzeitiger Benennung eines 
Vorsitzenden aus den übrigen Mitgliedern der Verbandsver-
tretung erfolgen.

(3) Die Bischöfliche Behörde hat das Recht zu einer von ihr 
verlangten Sitzung der Verbandsvertretung einen Vertreter 
mit beratender Stimme zu entsenden.

§ 5 Beschlussfassung

(1) Die Verbandsvertretung ist beschlussfähig, wenn we-
nigstens die Hälfte ihrer Mitglieder einschließlich des Vor-
sitzenden oder seines Stellvertreters erschienen sind. Sie ist 
stets beschlussfähig, wenn sie zum zweiten Male zur Sit-
zung mit derselben Tagesordnung einberufen und auf diese 
Folge dabei ausdrücklich hingewiesen worden ist. § 12 VVG 
NW gilt entsprechend.

(2) Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit der An-
wesenden gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Sitzungsleiters, bei Wahlen das Los. Die Be-
schlüsse sind unter Angabe des Tages und der Anwesenden 
in das Protokollbuch einzutragen und von dem Sitzungslei-
ter und zwei Mitgliedern unter Beidrückung des Verbands-
siegels zu unterschreiben.

(3) Über die Sitzungen ist eine Niederschrift zu führen. Be-
schlüsse sind im Wortlaut festzuhalten. Der Vorsitzende lei-
tet den Mitgliedern der Verbandsvertretung Abschriften der 
Niederschriften unverzüglich, spätestens nach Ablauf von 
drei Wochen nach der Sitzung, zu. Wird ein Widerspruch 
nicht innerhalb von sechs Wochen nach Zugang der Nieder-
schrift erhoben, so gilt diese als genehmigt.

§ 6 Urkunden

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, welche den Verband 
Dritten gegenüber verpflichten sollen, müssen von dem Vor-
sitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden und zwei 
Mitgliedern der Verbandsvertretung unterschrieben und mit 
dem Siegel des Verbandes versehen sein.

(2) Sonstige Urkunden ergehen unter der Unterschrift des 
Vorsitzenden oder seines Stellvertreters oder bei deren Ver-
hinderung eines von dem Vorsitzenden Beauftragten.

(3) Rechtsgeschäfte und Rechtsakte nach den Vorgaben der 
jeweils geltenden Geschäftsanweisung gem. § 21 des Ge-
setzes über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermö-
gens für die Vorstände der Kirchengemeinden und Vertre-
tungen der Gemeindeverbände im nordrhein-westfälischen 
Teil des Bistums Münster (VVG NW) in Verbindung mit 
dem Partikularrecht bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der 
schriftlichen Genehmigung der Bischöflichen Behörde.

 

§ 7 Verbandsausschuss

(1) Zur Erleichterung der Geschäftsführung bestellt die Ver-
bandsvertretung aus ihrer Mitte einen Verbandsausschuss. 
Der Ausschuss vertritt den Verband in vermögensrechtlicher 
Beziehung, in streitigen wie in nicht streitigen Rechtsange-
legenheiten und verwaltet dessen Vermögen nach Maßgabe 
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URKUNDE

Die durch die Urkunde des Bischofs von Münster vom 14. 
November 2018 benannte Anordnung über die Errichtung 
des Verbandes der katholischen Kirchengemeinden in den 
Dekanaten Dorsten und Lippe mit Wirkung vom 01. Januar 
2019 wird gemäß § 23 des Gesetzes über die Verwaltung 
des Kath. Kirchenvermögens vom 24.07.1924 i.V.m. der 
Bekanntmachung der Änderung der Genehmigungsvor-
schriften für die Rechtsgültigkeit von Rechtsgeschäften und 
Rechtsakten der Kirchenvorstände und Vertretungen der Ge-
meindeverbände im nordrhein-westfälischen Teil des Bis-
tums Münster vom 02.04.2003, Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land NRW Nr. 17 vom 17.04.2003 staatlich 
genehmigt.

- 48.03.01.02 - � 48128 Münster, den        Dezember 2018 
Die Regierungspräsidentin

Dorothee Feller

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 397-400

kirchlichen Bestimmungen über den Datenschutz. Dies gilt 
darüber hinaus auch für gespeicherte, übermittelte und ver-
änderte Daten.

(2) Durch die Anerkennung dieser Geschäftsanweisung stim-
men die Kirchengemeinden der Speicherung, Bearbeitung, 
Verarbeitung und Übermittlung der erforderlichen Daten 
durch den Verband zu. Eine anderweitige Datenverwendung, 
als die zur Aufgabenerfüllung nach dieser Geschäftsanwei-
sung, ist nicht statthaft. Die Rechte und Pflichten der Kir-
chengemeinden über den Datenschutz ergeben sich ebenso 
aus den diesbezüglichen kirchlichen Bestimmungen.

§ 10 Schiedsverfahren

In inneren Streitverfahren hat der Verband und/oder seine 
Organe vor der Anrufung staatlicher Gerichte oder Behör-
den den beim Bistum Münster eingerichteten Schlichtungs-
ausschuss für das Bistum Münster anzurufen.

§ 11 Inkrafttreten

Die Geschäftsanweisung tritt mit Wirkung zum 1. Januar 
2019 in Kraft. 

Münster, 14. November 2018

C:	 Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen
§   3 - Betriebliche Praktikumsphase
§   4 - Dienstbegleitende Unterweisung
§   5 - Zulassung zur Umschulungsprüfung
§   6 - Prüfungsverfahren
§   7 - Prüfungsausschuss
§   8 - Bezeichnung des Umschulungsabschlusses
§   9 - Prüfungszeugnis
§ 10 - lnkrafttreten

§ 1 Zuständigkeit. Das Studieninstitut für kommunale 
Verwaltung Emscher-Lippe ist zuständig für die Abnahme 
der Umschulungsprüfungen aller Umschülerinnen und Um-
schüler im Ausbildungsberuf zur Verwaltungsfachangestell-
ten/zum Verwaltungsfachangestellten - Fachrichtung Kom-
munalverwaltung -, die in seinem Einzugsgebiet umgeschult 
worden sind. Maßgeblich ist der Ort der Niederlassung des 
Umschulungsträgers.

§ 2 Ziel, Inhalt und Anforderungen der Umschulungs-
prüfung. Ziel, Inhalt und Anforderungen richten sich nach 
der Verordnung über die Abschlussprüfung für den Aus-
bildungsberuf zur Verwaltungsfachangestellten/zum Ver-
waltungsfachangestellten im Lande Nordrhein-Westfalen 
- Fachrichtung Landes- und Kommunalverwaltung - (APO 
Verwaltungsfachangestellte) vom 11.06.2014 (GV. NRW. 
2014 S. 325) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 3 Betriebliche Praktikumsphase. Das Praktikum soll in 
der Regel bei einer Gemeinde oder einem Gemeindever-
band erfolgen. Ausnahmen hiervon sind vorab und recht-
zeitig beim Studieninstitut für kommunale Verwaltung Em-
scher-Lippe schriftlich zu beantragen.

263	� Verlust eines Dienstausweises

Der Dienstausweis von

	 Sabine Baron, Nr. 1269

ausgestellt vom Landrat des Kreises Recklinghausen, ist 
verloren gegangen und wird hiermit für ungültig erklärt. Der 
Dienstausweis war auf das Gebiet des Kreises Recklinghau-
sen beschränkt.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 400

264	� Prüfungsordnung des Studieninstitutes für kom-
munale Verwaltung Emscher-Lippe für Um-
schulungsprüfungen im Ausbildungsberuf zur 
Verwaltungsfachangestellten/zum Verwaltungs-
fachangestellten - Fachrichtung Kommunalver-
waltung -

vom 01.01.2019

Die Verbandsversammlung hat am 27.11.2018 aufgrund des 
§ 59 des Berufsbildungsgesetzes vom 23.03.2005 (BGBl. 
I. S. 931) in der zurzeit geltenden Fassung in Verbindung 
mit § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a der Verordnung über die 
Zuständigkeiten nach dem Berufsbildungsgesetz und die 
Angelegenheiten der Berufsbildung im Rahmen der Hand-
werksordnung sowie die Zuständigkeiten nach dem Be-
rufsqualifikationsfeststellungsgesetz vom 05.09.2006 (GV. 
NRW. S. 446) in der zurzeit geltenden Fassung folgende 
Umschulungsprüfungsregelung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
§   1 - Zuständigkeit
§   2 - �Ziel, Inhalt und Anforderungen der Umschulungs- 

prüfung
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FAngAusbV vom 19.05.1999 und der APO Verwaltungs-
fachangestellte vom 11.06.2014.

(2) Die Anmeldung zur Umschulungsprüfung erfolgt durch 
die Umschulungseinrichtung und muss dem Studieninstitut 
für kommunale Verwaltung Emscher-Lippe spätestens vier 
Wochen vor dem ersten Prüfungstag schriftlich vorliegen. 
Der Anmeldung sind folgende Unterlagen beizufügen:

	 • ein Lebenslauf,
	 • alle Nachweise gemäß § 5 dieser Prüfungsregelung,
	 • �ggf. ein Antrag auf Prüfungserleichterung im Sin-

ne des § 4 der APO Verwaltungsfachangestellte vom 
11.06.2014.

§ 7 Prüfungsausschuss. Für die Umschulungsprüfungen 
ist der nach § 1 Abs. 3 Satz 1 APO Verwaltungsfachange-
stellte vom 11.06.2014 i.V.m. § 40 BBiG vom 23.03.2005 
einzurichtende Prüfungsausschuss beim Studieninstitut für 
kommunale Verwaltung Emscher-Lippe zuständig.

§ 8 Bezeichnung des Umschulungsabschlusses. Mit be-
standener Umschulungsprüfung darf die Berufsbezeichnung 
Verwaltungsfachangestellte/Verwaltungsfachangestellter - 
Fachrichtung Kommunalverwaltung - geführt werden.

§ 9 Prüfungszeugnis. Über das Ergebnis der bestandenen 
Prüfung erhält der Prüfling ein Zeugnis analog § 13 APO 
Verwaltungsfachangestellte vom 11.06.2014.

§ 10 lnkrafttreten. Diese Umschulungsprüfungsregelung 
tritt nach der Veröffentlichung am 01.01.2019 in Kraft.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 400-401

§ 4 Dienstbegleitende Unterweisung. (1) Zur Ergänzung 
und Vertiefung der beruflichen Umschulung sollen die 
Fertigkeiten und Kenntnisse in der Fachrichtung Kommu-
nalverwaltung zusätzlich in einer dienstbegleitenden Un-
terweisung im Sinne des § 4 Abs. 5 der Verordnung über 
die Berufsausbildung zum Verwaltungsfachangestellten/zur 
Verwaltungsfachangestellten (VwFAngAusbV 1999) vom 
19.05.1999 (BGBl. I S. 1029) durch das Studieninstitut für 
kommunale Verwaltung Emscher-Lippe vermittelt werden.

(2) Die Studienleitung ist zuständig für die inhaltliche und 
zeitliche Ausgestaltung der dienstbegleitenden Unterwei-
sung.

§ 5 Zulassung zur Umschulungsprüfung. (1) Zur Um-
schulungsprüfung werden Umschülerinnen oder Umschüler 
zugelassen, sofern diese nachweisen, dass 

a. �sie an einer beruflichen Umschulung mit einer Gesamt-
dauer von 24 Monaten in einer Umschulungseinrichtung 
einschließlich eines Praktikums von mindestens sechs 
Monaten ordnungsgemäß teilgenommen haben und 

b. �dieser beruflichen Umschulung das Ausbildungsberufs-
bild und der Ausbildungsrahmenplan gemäß der §§ 3 und 
4 der VwFAngAusbV 1999 unter Berücksichtigung der 
besonderen Erfordernisse der beruflichen Erwachsenen-
bildung zugrunde liegen.

(2) Als ordnungsgemäß werden Leistungen angesehen, 
wenn jeweils eine regelmäßige Teilnahme mit mindestens 
ausreichender Beurteilung gegeben ist. Dem Studieninstitut 
für kommunale Verwaltung Emscher-Lippe sind die Nach-
weise frühzeitig in schriftlicher Form vorzulegen.

§ 6 Prüfungsverfahren. (1) Für die Durchführung von 
Umschulungsprüfungen gelten die Bestimmungen der Vw-
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